
der müssen also die besten, fortschrittlichsten Rechts­
anwälte des Bezirks berücksichtigt werden. Sein Votum 
entscheidet über die Aufnahme von Mitgliedern, bei 
Disziplinarvergehen über die Verhängung von Diszipli­
narstrafen, eventuell den Ausschluß.

Er organisiert und leitet die zentrale Verwaltungs­
stelle und die Zweigstellen, verteilt die Mitglieder auf 
die Zweigstellen. Er trifft die Maßnahmen zur politi­
schen Erziehung und fachlichen Qualifizierung der 
Mitglieder, zur Förderung des Nachwuchses. Er kon­
trolliert die Tätigkeit der Mitglieder, überwacht die Ar­
beitsdisziplin, stellt ein und entläßt das erforderliche 
Personal. Er verwaltet den Haushaltsplan und sorgt für 
die Einhaltung der Finanzdisziplin nach den Grund­
sätzen der wirtschaftlichen Rechnungsführung. Er gibt 
schließlich Rechenschaftsberichte an die Justizverwal­
tungsstelle des Ministeriums der Justiz.

Die künftigen Vorstände der Kollegien der Rechts­
anwälte in den Bezirken der Deutschen Demokratischen 
Republik und im demokratischen Sektor von Groß- 
Berlin werden beweisen müssen, daß sie in Erfüllung 
dieser Aufgaben nicht nur des Vertrauens der sie wäh­
lenden Mitglieder würdig sind, sondern daß sie vor 
allem auch der hohen Verantwortung gegenüber unse­
rem Staate und unseren Bürgern gerecht werden.

4, Mit der Organisation der Arbeit des Kollegiums 
der Rechtsanwälte beschäftigt sich der vierte Abschnitt 
des Musterstatuts. Danach wird am Sitz jedes Bezirks­
gerichts eine zentrale Verwaltungsstelle errichtet. Da­
neben gibt es je nach Bedarf der Rechtspflege und der 
rechtsuchenden Bevölkerung Zweigstellen, deren Leiter 
vom Vorstand bestimmt werden und denen ebenfalls 
wichtige Funktionen übertragen sind. In den Zweig­
stellen spielt sich das eigentliche Leben des Kollegiums 
ab. Hier arbeiten die Rechtsanwälte gemeinsam und 
halten die vorgesehenen unentgeltlichen Rechtsbera­
tungen ab. Dem Leiter der Zweigstelle oder seinem 
Beauftragten erteilt der Rechtsuchende den Auftrag an 
das Kollegium, sich seines Falles anzunehmen, seine 
Verteidigung zu führen oder seinen Rechtsstreit zu ver­
treten. Dabei hat der Rechtsuchende freie Wahl unter 
den Mitgliedern des Kollegiums. Äußert er keinen be­
stimmten Wunsch, so wird ihm vom Leiter der Zweig­
stelle ein Rechtsanwalt empfohlen;

Alle Vereinbarungen über Gebühren, Kosten, Hono­
rare werden zwischen dem Leiter der Zweigstelle und 
den Rechtsuchenden getroffen, alle Zahlungen an die 
Kasse des Kollegiums geleistet. Dabei erfolgt die Be­
rechnung der Kosten usw. auf Grund einer Gebühren­
ordnung, die in jeder Zweigstelle zur Einsichtnahme 
für die Rechtsuchenden auszuhängen ist. Sonderverein­
barungen über Gebühren zwischen den Rechtsuchenden 
und einem Mitglied des Kollegiums sind strikt unter­
sagt und würden zum Ausschluß aus dem Kollegium 
führen.

Mit der gewissenhaften Einhaltung dieser Bestim­
mungen muß und wird es rasch gelingen, die vielfach 
in Kreisen der werktätigen Bevölkerung vorhandene, 
im bisherigen kapitalistischen Betrieb der Einzelkanz­
leien begründete und durch das Verhalten zahlreicher 
Rechtsanwälte nicht unverschuldete Auffassung mora­
lisch nicht einwandfreier und auf Profitmacherei ab­
zielender Geschäftsführung der Rechtsanwälte zu über­
winden. Die Rechtsanwälte als Mitglieder des Kollegi­
ums müssen sich nicht nur durch politisch und beruflich 
hervorragende Arbeit, sondern auch durch moralisches, 
sauberes Verhalten auszeichnen. Hierzu ist ihnen um 
so mehr Gelegenheit gegeben, als ihr eigenes Einkom­
men — nach Abzug für allgemeine Verwaltungsun­
kosten von höchstens 30 °/o aller Geldeingänge, die dem 
bearbeitenden Rechtsanwalt gemäß dem Leistungs­
prinzip zustehen — durch die Verordnung über die 
Bildung von Kollegien der Rechtsanwälte als gesichert 
und ihrer Bedeutung als Organe der Rechtspflege ent­
sprechend anzusehen ist.

Selbstverständlich ist es, daß der Rechtsanwalt die 
ihm von einem Rechtsuchenden anvertrauten Mittei­
lungen geheimihält und daß er seiner Pflicht, den Recht­
suchenden persönlich zu vertreten, gewissenhaft nach­
kommt. Damit wird den allgemeinen Grundsätzen un­
seres Staates über die persönliche Verantwortlichkeit, 
aber auch über die höchste Wachsamkeit im Hinblick 
auf die Verschärfung des Klassenkampfes Rechnung 
getragen.

5t. Den erhöhten Rechten, die den Rechtsanwälten als 
Organen der Rechtspflege durch die Regierungsverord­
nung und das Musterstatut in politischer, beruflicher 
und gesellschaftlicher Beziehung eingeräumt werden, 
stehen erhöhte Pflichten gegenüber, von denen bereits 
die Rede war. Bei dem gegenwärtigen politischen und 
moralischen Niveau der Mehrheit der Rechtsanwälte, 
bei der Vernachlässigung ihrer Entwicklung und dem 
Fehlen von Nachwuchs ist es klar, daß die Erfüllung 
dieser Pflichten nicht nur mit politischer Erziehung 
und fachlicher Qualifizierung gesichert werden kann. 
Vielmehr sind auch Disziplinarmaßnahmen gegen die­
jenigen Mitglieder des Kollegiums erforderlich, die 
ihre Berufspflichten verletzen oder gegen das Statut ver­
stoßen. Solche Disziplinarmaßnahmen — Verwarnung, 
Rüge, strenge Rüge, eventuell verbunden mit Geldstrafe 
bis zu 2000 DM, und Ausschluß — sind im fünften Ab­
schnitt des Musterstatuts geregelt. Sie werden vom 
Vorstand verhängt. Gegen sie ist die Beschwerde an 
den Minister der Justiz zulässig.

6. Schließlich findet das Aufsichts- und Kontrollrecht 
des Ministers der Justiz über das Kollegium und seine 
Mitglieder in den Bestimmungen des sechsten Abschnitts 
des Musterstatuts seinen Niederschlag. Der Minister der 
Justiz kann Mitglieder des Kollegiums abberufen und die­
jenigen Beschlüsse auf heben, die den Gesetzen oder 
dem Statut widersprechen. Er bestätigt die Geschäfts­
ordnung und bestimmt Zeitabschnitt und Termin für 
die Rechenschaftslegung. Damit ist unter weitgehender 
Wahrung des demokratischen Eigenlebens der Kolle­
gien der Rechtsanwälte, die jede Unterstützung des 
Ministeriums der Justiz erhalten werden, jene leben­
dige Verbindung der Kritik von oben und von unten 
als ein wesentlicher Grundsatz unserer gesamten 
Staatsordnung auch für die Rechtsanwaltschaft ge­
schaffen und gesetzlich sanktioniert,

7. Nicht im Musterstatut oder in der Verordnung 
enthalten ist die selbstverständliche Konsequenz, die 
sich für die Rechtsanwälte ergibt, die bisher auch als 
Notare tätig waren und nunmehr ihre Aufnahme in 
das Kollegium beantragen. Nach dem Gesagten ist für 
die Mitglieder des Kollegiums die Wahrnehmung nota­
rieller Geschäfte eine berufsfremde Tätigkeit. Das er­
gibt sich nicht nur daraus, daß inzwischen Staatliche 
Notariate errichtet wurden, über deren Bedeutung und 
Entwicklung hier nähere Ausführungen nicht am 
Platze sind. Vor allem die neue Aufgabenstellung für 
die Kollegien und ihre Mitglieder bedingt, daß sie sich 
restlos und konsequent dem Berufe des Rechtsanwalts 
zuwenden, daß sie ausschließlich ihre besondere Ver­
pflichtung als Organe der Rechtspflege erfüllen und 
damit unseren Werktätigen bei der von ihnen ständig 
erstrebten! Festigung der demokratischen Gesetzlichkeit 
entscheidende Hilfe leisten.

V
Die Voraussetzungen für eine konsequente Erfüllung 

ihrer beruflichen Pflichten schafft den Rechtsanwälten 
und ihren Kollegien die Regierung unseres Staates mit 
der Verordnung über die Bildung von Kollegien der 
Rechtsanwälte, durch die — als Kernstück — das eben 
erläuterte Musterstatut bestätigt wird.

Darüber hinaus werden den in das Kollegium ein­
tretenden Rechtsanwälten, die als seine Mitglieder erst­
malig in der Geschichte der Rechtsanwaltschaft ihren 
Beruf wirklich frei ausüben können, nicht mehr als 
Ausbeuter fremder Arbeitskraft, nicht mehr unter der 
Belastung eines niederdrückenden Konkurrenzkampfes, 
befreit von den Fesseln des ökonomischen Grundge­
setzes des modernen Kapitalismus und der Beeinflus­
sung durch imperialistische Gewalthaber, wesentliche 
materielle und berufliche Vorteile verschafft. Ihre be­
ruflichen Einkünfte werden nur noch nach den für die 
Lohn- und Gehaltsempfänger geltenden Bestimmungen 
versteuert. Mit dieser außerordentlichen Vergünstigung 
gegenüber den bisherigen Steuerveranlagungen sind 
die Mitglieder des Kollegiums der Rechtsanwälte 
gleichzeitig — als Sozialversicherte — von den bisher 
stets vorhandenen Sorgen aller Rechtsanwälte um ihre 
Existenz im Falle von Krankheiten und im Alter be­
freit. Sie haben damit auch wieder das Recht, Lebens­
mittelkarten zu erhaltep.

Die Verordnung der Regierung bestimmt weiterhin, 
daß als Verteidiger nach § 76 StPO und als beigeord-
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